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Geleitwort 

Eine Auseinandersetzung mit den Verhältnissen am deutschen Wohnungs-
markt ist - obwohl in der Volkswirtschaftslehre  ein Evergreen - aktueller denn 
je. Mehr als fünf  Jahrzehnte staatlicher Wohnungspolitik haben offenkundige 
Fehlentwicklungen wie Ineffizienzen,  Fehlbelegungen, willkürliche Steuerver-
günstigungen usw. nicht nur nicht verhindert, sondern höchstwahrscheinlich 
überhaupt erst hervorgerufen. 

Die Verfasserin  präsentiert zunächst eine ausfuhrliche Analyse der Beson-
derheiten des Gutes Wohnen und des Wohnungsmarktes. Es wird gezeigt, daß 
mögliche Marktmängel am Wohnungsmarkt nicht zur Rechtfertigung weitrei-
chender staatlicher Interventionen ausreichen und daß mit Hilfe der normati-
ven Marktversagenstheorie das Überschießen der faktischen Wohnungspolitik 
über die legitimierbaren Interventionen nicht erklärkt werden kann. Es folgt 
eine detaillierte Darstellung und Analyse der nach dem Zweiten Weltkrieg 
verfolgten Wohnungspolitik und der Zieladäquanz der diversen eingesetzten 
Instrumente. Auf dieser Basis werden Empfehlungen für eine effiziente  Woh-
nungspolitik abgeleitet, die - schlagwortig charakterisiert - durch die Rück-
nahme der Staatsinterventionen in den Allokationsmechanismus des Marktes 
und Verfolgung von Distributionszielen durch Subjektforderung  gekennzeich-
net sein müssen. 

Grundsätzlich zeichnet sich das vorliegende Buch nicht nur durch die nor-
mative Herleitung von Regeln fur eine optimale Wohnungspolitik aus, sondern 
insbesondere und vor allem dadurch, daß die unbestreitbaren Fehlentwicklun-
gen auch positiv erklärt und daraus Ansatzpunkte für institutionelle Reformen 
abgeleitet werden. Dadurch unterscheidet sich die Arbeit von Annette Mayer 
von den zahlreichen Abhandlungen über den Wohnungsmarkt, die auf die 
normative Frage beschränkt bleiben. 

Die Untersuchung bedient sich in origineller Weise der Argumentations-
stränge der Neuen Institutionenökonomik und des Public-Choice-Ansatzes als 
Elemente einer positiven Theorie des Staatsversagens. Wesentlich ist die Er-
kenntnis, daß die staatlichen Regulierungen des Wohnungsmarktes weniger 
als Korrektur eventuell vorhandener Marktmängel zu verstehen sind, sondern 
vielmehr als Ergebnis von Interaktionen der am politischen Prozeß beteiligten 
Akteure wie Mieter, Vennieter, Politiker, Lobbyisten und Bürokraten. Aus der 
Identifikation der Ursachen für das Entstehen einer staatlichen Wohnungspo-
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litik, die wegen der Allokationsverzerrungen gesamtwirtschaftlich ineffizient 
ist, ergeben sich mit logischer Konsequenz Ansatzpunkte für institutionelle 
Reformen. Den besonderen Bedingungen des Wohnungsmarktes in Ost-
deutschland, wo die Methoden der westdeutschen Wohnungspolitik mitsamt 
ihren Fehlentwicklungen einfach dupliziert wurden, ist ein eigenes Kapitel 
gewidmet. 

Der Verfasser  des Geleitwortes hat die Arbeit von Anfang an mit neugieri-
ger Aufmerksamkeit  und kritischer Sympathie begleitet und freut sich mit der 
Autorin, daß dieses Forschungsprojekt am Lehrstuhl für MakroÖkonomik der 
Brandenburgischen Technischen Universität Cottbus mit Erfolg abgeschlossen 
werden konnte. Dank gebührt vor allem dem Land und der Universität dafür, 
daß trotz erheblicher finanzpolitischer Zwänge die Voraussetzungen für ein 
gedeihliches Arbeiten am Lehrstuhl stets gesichert blieben. 

Ich wünsche dem Buch, aus dem der theoretisch interessierte Volkswirt wie 
auch der Praktiker Gewinn ziehen kann, eine gute Aufnahme. 

Cottbus, im Mai 1998 Professor  Dr.  Wolfgang Cezanne 
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Α. Einleitung 

„Prinzipien  können wir  nur  finden,  wenn wir  Erfahrbares  und Gedachtes 
stets  koppeln,  um die  Welt  um uns verläßlich  zu erklären  und vernünftig  zu 
formen. 

I. Problemstellung 

Der Wohnungsmarkt und die staatliche Wohnungspolitik sind aus drei 
Gründen von wesentlichem Interesse: 

- Das Gut Wohnen dient der Befriedigung eines existentiellen Grundbedürf-
nisses. 

- Seit Mitte der 80er Jahre ist ein massiver Nachfrageanstieg nach Wohn-
raum festzustellen, der sich in dem Anstieg der Zahl der Wohnungssuchen-
den und in der Mietpreissteigerung widerspiegelt. 

- Ein ganz erheblicher Teil des Einkommens der privaten Haushalte wird für 
das Wohnen aufgewendet. 

Erstens ist nach verbreiteter Auffassung  Wohnen ein Grundbedürfnis,  das 
gegebenenfalls auch zu einem niedrigeren als zu dem Marktpreis befriedigt 
werden sollte.2 Diese Sonderbehandlung des Wohnungswesens wird mit so-
zialen Argumenten gerechtfertigt  (ebenso werden daraus der soziale Woh-
nungsbau, das Vergleichsmietensystem und der Mieterschutz hergeleitet). So 
ist für immer größere Teile der Bevölkerung der Staat und nicht der Markt für 
die Versorgung mit preiswertem und komfortablem Wohnraum zuständig. Im 
Gegensatz zum Markt kann der Staat diesem Anspruch nicht (dauerhaft)  ge-
recht werden. Für die Versorgung mit Wohnraum als eines der Grundbedürf-
nisse des Menschen sollte der Staat genauso wenig zuständig sein, wie für die 
Befriedigung anderer Grundbedürfnisse  wie Kleidung, Nahrung bis hin zum 
Urlaub. 

1 Zitat von Horst Freggenwald,  zit. nach Eekhojf(\991),  Referat zum XXVI. König-
steiner Gespräch. 

2 Vgl. Krummacher  (1978), S. 57. 
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Zweitens ist seit Mitte der 80er Jahre auf dem Wohnungsmarkt ein massi-
ver Nachfrageanstieg festzustellen, der im wesentlichen auf den positiven Zu-
wanderungssaldo als auch auf eine Verschiebung der Haushaltsstrukturen zu-
rückzufuhren  ist. Schlagworte wie das von der „neuen Wohnungsnot" und die 
sich darauf stützenden Patentrezepte darf  man dennoch nicht ungeprüft  gelten 
lassen. Exemplarisch signalisieren einige Buchtitel als Bündelung von Analy-
se und Bewertung die Art, wie in Deutschland über das Wohnen diskutiert 
wird. 

In den 60er und 70er Jahren überwiegen die Titel, die sich sachlich neutral, 
wissenschaftlich kritisch oder durch positive Forderungen auszeichnen, wie 
Helmuth Brech/Bernhard Kohaupt/Hans-Joachim Kujath (1975): „Ökonomi-
sche und politische Determinanten der Wohnungsversorgung" und von den-
selben Autoren (1977): „Politische Ökonomie des Bodens und der Boden-
nachfrage".  Ab Mitte der 70er Jahre erscheinen zahlreiche Titel, die mit pla-
kativen, eindringlichen Überschriften  eindeutig ihre Zielsetzung unterstrei-
chen, so z.B. Kurt BiedenkopfTMeinhard Miegel (1978): „Wohnungsbau am 
Wendepunkt"; Friedrich Blumers/Axel Werner (1979): „Sozialer Wohnungs-
bau in der Krise"; die Wohnungpolitische Fachkonferenz des Deutschen 
Städtetages stellt eine „Neue Wohnungsnot in unseren Städten" 1980 fest, und 
GEWOS e.V., die Gesellschaft für Wohnungs- und Siedlungswesen, diagno-
stiziert 1980 „Warteschlangen vor den Wohnungsämtern". Renate Petzinger 
und Mario Riege beschrieben 1980 „Die neue Wohnungsnot" und das Institut 
für Wohnen und Umwelt (Hrsg.) stellt 1981 die Frage „Wohnungspolitik am 
Ende?". Die Friedrich Ebert Stiftung verfaßt 1990 den vielsagenden Artikel 
„Wohnungsnot - eine unendliche Geschichte?", und Roland Stimpel bemerkt 
(1991): „Der verbaute Markt. Villenglück und Wohnungsnot." während Tobi-
as Mündemann (1992) die Situation am Wohnungsmarkt beschreibt mit „Kein 
Dach über dem Kopf - kein Boden unter den Füßen." Lothar Neumann stellt 
1994 die nun bereits schon häufiger diskutierte Frage „Wohnungsmarkt in der 
Krise?", und schließlich beschreiben Peter Conradi und Christoph Zöpel 
(1994) mit ihrem Buch „Wohnen in Deutschland: Not im Luxus". Diese aus 
Schlagworten bestehenden Titel vermitteln den Eindruck, als herrsche in 
Deutschland jahrzehntelang eine Wohnungsmisere. Diesen Sachverhalt ge-
nauer zu untersuchen und die vermeintlichen und tatsächlichen Ursachen auf-
zuzeigen, ist ein Ziel dieser Arbeit. 

Drittens läßt sich das ökonomische Gewicht des Wohnens mittels seines 
Anteils an den Ausgaben ausgewählter Haushalte nachweisen. Nach Erhebun-
gen des Statistischen Bundesamtes3 liegen die Anteile der Wohnungsmieten 

3 Vgl. Oettle (1996), S.7 und Statistisches  Bundesamt  (1988), S. 462 f. Die aktuel-
len Berechnungen gehen zurück auf Statistisches  Bundesamt  (1996), S. 542 f. 
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für die drei vor allem nach der sozialen und ökonomischen Lebenslage unter-
schiedenen Haushaltstypen4 in den fünf  Jahren von 1991 bis 19953 zwischen 
13,5 % und 25 % in den alten Bundesländern und zwischen 8 % und 16,2 % 
in den neuen Bundesländern, wobei die Wohnungsnebenkosten und Mietwerte 
der Eigentümerwohnungen eingeschlossen sind. Die Anteile der Ausgaben für 
Energie (ohne Kraftstoffe)  schwanken zwischen 2,7 % und 6,7 %, so daß die 
zusammengefaßten Anteile von Wohnungsmieten und Energie in den alten 
Bundesländern zwischen 16,2 % und 31 % liegen. In den neuen Bundeslän-
dern geben die Haushalte zwischen 3,4 % und 6,5 % ihres ausgabefähigen 
Einkommens für Energie aus, so daß sich der Teilbetrag für Miete und Ener-
gie am Einkommen zwischen 12,1 % und 21,7 % bewegt. Die Anteile für Mö-
bel, Haushaltsgeräte und andere Güter für die Haushaltsführung, die das Woh-
nen i.w.S. betreffen,  bewegen sich für die alten Bundesländer zwischen 4,5 % 
und 6,3 % (neue Bundesländer: 7,3 % bis 11,3 %). Die zusammengefaßten 
Anteile für Wohnungsmiete und Energie fallen mit dem Ansteigen des Wohl-
standsniveaus der Haushaltstypen erheblich, die Unterschiede der relativen 
Ausgaben für Möbel und Haushaltsgeräte sind weniger ausgeprägt. Grob zu-
sammengefaßt kann man sagen, daß nach den zitierten, repräsentativen Erhe-
bungen in den alten Bundesländern zwischen 22 % und 37 % der konsumtiv-
betrieblichen Ausgaben auf das Wohnen i.w.S. entfallen. In den neuen Bun-
desländern liegen die Gesamtausgaben für das Wohnen (in einer weiten Auf-
fassung) immerhin bereits zwischen 20 % und 32 % der ausgabefähigen Ein-
kommen. 

Die Bedeutung des Wohnens steht in einem merkwürdigen Gegensatz zu 
der zurückhaltenden Aufmerksamkeit,  welche die deutschen Wirtschafts- und 
Sozialwissenschaften der Wohnungswirtschaft  derzeit schenken. Die Ursachen 
des hier angedeuteten Zustandes der wissenschaftlichen Auseinandersetzung 
mit wohnungswirtschaftlichen Fragen lassen sich teilweise auf Eigenschaften 
des Gegenstandes, teilweise aber auch auf Eigenheiten der angesprochenen 

4 Haushaltstyp 1: 2-Personen-Haushalt von Renten- und Sozialhilfeempfangern,  mit 
geringem Einkommen (Alte Bundesländer 1995: 2.659,- D M ausgabefähiges Einkom-
men, neue Bundesländer 1995: 2.759,- DM). Haushaltstyp 2: 4-Personen-Haushalt von 
Angestellten und Arbeitern, mit mittleren Einkommen, (Alte Bundesländer 1995: 
5.349,- D M ausgabefähiges Einkommen, neue Bundesländer 1995: 4.349,- DM). 
Haushaltstyp 3: 4-Personen-Haushalt von Beamten und Angestellten, mit höherem 
Einkommen, (Alte Bundesländer 1995: 8.615,- D M ausgabefähiges Einkommen, neue 
Bundesländer 1995: 5.794,- DM). 

5 Für die Jahre 1991 und 1992 liegen für die neuen Bundesländer keine Daten vor. 
Für die neuen Bundesländer wurden die statistischen Daten der letzten drei Jahre zu 
Grunde gelegt und auf dieser Basis die durchschnittlichen Ausgaben für die Mieten be-
rechnet. 


